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Erster Teil

Grundlagen

§  1 Einführung

I. Einleitung

Alternativenprüfungen sind nicht nur das Herzstück der Umweltverträglich­
keitsprüfung,1 der Strategischen Umweltprüfung2 und der fachplanerischen Ent­
scheidungen,3 sie sind das Herzstück des gesamten Umweltverfahrensrechts. 
Mit Alternativenprüfungen werden Informationen über – umweltschonendere – 
Alternativen in den Entscheidungsprozess integriert. Aufgrund dieser dadurch 
geschaffenen, umfassenden Informationsbasis können fundierte Entscheidun­
gen von den jeweiligen Akteuren getroffen werden. Diese Verbindung von 
Schutzintentionen und Verfahrensvorgaben wird als „Umweltschutz durch 
Verfahren“ beschrieben.4

Die Alternativenprüfung stellt durch das Aufzeigen umweltfreundlicherer 
Alternativen nicht nur einen Gewinn für den Umweltschutz dar, sie kann bei 
entsprechender Handhabung auch zu einer Akzeptanzsteigerung führen.5 Der 
Verfahrensschritt selbst ist ein vielschichtiges Konstrukt. Er stellt oftmals eine 
kodifizierte Erforderlichkeitsprüfung dar. Immerhin stellt sich in beiden Prü­
fungen die Frage, ob es gleich geeignete, mildere Mittel respektive Alternativen 
gibt. Die Anforderungen an die Alternativenprüfung sind jedoch auch selbst an 
den Maßstäben der Verhältnismäßigkeit zu messen.

1  Jarass, Umweltverträglichkeitsprüfung bei Industrievorhaben, 1987, S.  43; Püchel, Die 
materiell-rechtlichen Anforderungen der EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung, 
1989, S.  92; Balla/Imm, UVP-report 2020, 15 (18); Schink, UPR 2022, 206 (206); Soell/
Dirnberger, NVwZ 1990, 705 (710); Steinberg, NuR 1992, 164 (167). Von Kernstück spricht: 
M.  Koch, UVP-report 2016, 6 (10). Zum amerikanischen Recht: Winter, UVP-report 2017, 89 
(93).

2  Faßbender, in: Kment (Hrsg.), ROG, 2019, §  8 Rn.  143; Verwiebe, Umweltprüfungen auf 
Plan- und Programmebene, 2008, S.  114; Faßbender, ZUR 2018, 323 (323); Feldt/J.  Schumacher, 
NuR 2015, 391 (392); Schink, UPR 2022, 206 (206).

3  Füßer/Gresse, NVwZ 2021, 1094 (1094).
4  Zur Begrifflichkeit „Umweltschutz durch Verfahren“: Kahl, JZ 2012, 667 (668). Von pro­

zeduralem Umweltschutz spricht: Schmidt-Aßmann/Kaufhold, in: Voßkuhle/Eifert/C.  Möl­
lers (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band II, 2022, §  27 Rn.  73.

5  Lorenz, Akzeptanzmodelle, 2022, S.  163–172, 202 f.
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Trotz ihrer Vorteile steht die Alternativenprüfung in mancher Hinsicht in 
einem Spannungsverhältnis zu dem vielfach geäußerten Wunsch und dem be­
rechtigten Bedürfnis nach Beschleunigung:6 Die Einhaltung von Verfahrens­
vorgaben bedeutet einen gewissen Aufwand in finanzieller, in personeller und 
auch in zeitlicher Hinsicht. Je vielfältiger die Anforderungen und Regelungen 
des Verfahrensrechts sind, desto langwieriger gestaltet sich das konkrete Ge­
nehmigungs- oder Planungsvorhaben.7 Dazu kommt, dass es keine einheitliche 
Regelung für die umweltrechtrechtliche Alternativenprüfung gibt, vielmehr 
finden sich die Normierungen weit verstreut in den verschiedensten Umwelt­
gesetzen.8 

Zuletzt liegt die Komplexität dieses Verfahrenselements auch darin begrün­
det, dass für ein Vorhaben, einen Plan oder ein Programm nicht nur eine Alter­
nativenprüfung durchzuführen ist, es kann vielmehr zur Anwendung verschie­
denster Alternativenprüfungen kommen. Diese werden dann in ihrem Rechts­
regime eigenständig überprüft, obwohl der Zulassungsvorgang eigentlich 
einheitlich verläuft.9 Insbesondere im Immissionsschutzrecht werden Zulas­
sungsentscheidungen konzentriert (§  13 BImSchG), was zu einem Zusammen­
treffen verschiedenster Prüfprogramme in einem Verfahren führt.10 Als hem­
mende Faktoren werden des Weiteren fehlende oder veraltete Ausführungsvor­
schriften, eine Ausdehnung der Prüfweite und -tiefe aufgrund wachsender 
Regelungsdichte, fehlendes oder überbeanspruchtes Personal, Planungsände­
rungen durch Vorhabenträger und überaus ausführliche Sicherheitsanalysen 
benannt.11 Die Ursachen für die Komplexität der Verfahren sind also vielfältig. 
Auch in Hinblick auf die Implementierung der Umweltprüfung im internatio­
nalen Vergleich wird konstatiert, dass das Problem nicht primär die gesetzliche 
Grundlage, sondern vielmehr die Umsetzung im Planungsalltag sei.12

Vielfach wird versucht, Verfahren dadurch zu beschleunigen, dass das Ver­
fahrensrecht verknappt oder gestrichen wird. Auch auf europäischer Ebene be­

6  Näher zu Verfahrensdauer und Beschleunigung: §  8.
7  Reidt, DVBl 2020, 597 (597). Kritisch zu dieser These: UVP-Gesellschaft, UVP-report 

2020, 53 (53).
8  Ähnlich auch: UVP-Gesellschaft, UVP-report 2020, 53 (53).
9  Schink, NuR 2003, 647 (647). Zu den Alternativenprüfungen des BNatSchG: Balla, Das 

naturschutzrechtliche Prüfprogramm in der Planungspraxis – ausgewählte Aspekte, in: Faß­
bender/Köck (Hrsg.), Aktuelle Entwicklungen im Naturschutzrecht, 2015, S.  47 (47); Hösch, 
UPR 2014, 401 (404). Auch Umweltverträglichkeitsprüfung und FFH-Verträglichkeitsprü­
fung können dergestalt zusammenfallen, dass die FFH-Verträglichkeitsprüfung Teil der Um­
weltverträglichkeitsprüfung wird: Louis, NuR 2012, 385 (389).

10  Bestimmungen des Naturschutzrechts werden beispielsweise von §  6 Abs.  1 Nr.  2 
BImSchG erfasst und die Konzentrationswirkung schließt auch eine naturschutzrechtliche 
Befreiung ein, BVerwG, Urt. v. 27.06.2013 – 4 C 1.12 – BVerwGE 147, 118 Rn.  6, 10; Urt. v. 
08.11.2022 – 7 C 7.21 – NVwZ 2023, 745 Rn.  21.

11  UVP-Gesellschaft, UVP-report 2020, 53 (53).
12  M.  Koch, UVP-report 2016, 6 (6).
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schritt beispielsweise die EU-NotfallVO13 diesen Weg, sie enthielt mit Art.  3a 
eine Bestimmung, die die Beschränkung von Alternativenprüfungen in be­
stimmten Fällen vorsah. Die Vorteile von formalisierten Umweltprüfungen, die 
insbesondere in Informationsgewinn und auch gesteigerter Akzeptanz liegen,14 
werden dabei scheinbar außer Acht gelassen. Zugegebenermaßen sind das Um­
weltverwaltungsverfahrensrecht im Allgemeinen und die Alternativenprüfun­
gen im Besonderen oftmals komplex und erfordern einen erheblichen Zeitauf­
wand.15 Jedoch ist die Abschaffung von Verfahrensschritten nicht die einzige 
Möglichkeit, um das gesamte Verfahren zu beschleunigen. Vielmehr kann diese 
Wirkung auch erzielt werden, wenn das betreffende Verfahrensrecht erforscht, 
verstanden und gegebenenfalls modifiziert wird. Darüber hinaus wurzeln die 
Alternativenprüfungen vielfach im Europäischen Recht – eine Abschaffung im 
nationalen Alleingang ist in diesen Fällen ohnehin ausgeschlossen.

II. Stand der Wissenschaft, Ziel und Gang der Untersuchung

Bevor Alternativenprüfungen rigoros geändert oder abgeschafft werden, sollte 
der Versuch unternommen werden, sie zu verstehen. Diese Arbeit widmet sich 
deshalb ihrer Erforschung. Obgleich die Untersuchung nicht den Einzelfall der 
Rechtsanwendung in den Blick nimmt, besteht die Hoffnung mit den gewon­
nenen Erkenntnissen auch dafür Klarheit zu schaffen. Die Untersuchung folgt 
dabei den Spuren vorangegangener Forschungen  – der Ansatz, Alternativen­
prüfungen vergleichend in den Blick zu nehmen, ist nicht neu.16 Die Auswahl 

13  Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates v. 22.12.2022 zur Festlegung eines Rahmens für 
einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien (Abl. L 335 v. 29.12.2022, 
S.  36).

14  Siehe zur Funktion von Alternativenprüfungen: §  6, zu Vorteilen einer Alternativenprü­
fung: §  7 I. 3., II. 1. a).

15  BT-Drs. 20/9187, S.  8, 10: Im Rahmen von EnWG und NABEG beträgt – je nach kon­
kretem Kontext – der Zeitaufwand pro Alternative ungefähr 600 bis 1320 Minuten.

16  Heidmann, Die Alternativenprüfung bei Planungsentscheidungen, 2012; Umwelt
bundesamt (Hrsg.), Die Alternativenprüfung in der Strategischen Umweltprüfung und der 
Umweltverträglichkeitsprüfung, 2020; Winter, Alternativen in der administrativen Entschei­
dungsbildung, 1997; Hösch, UPR 2014, 401; Schiller, UPR Sonderheft 2016, 457; Schink, UPR 
2022, 206; Spannowsky, UPR 2005, 401. Literatur, die nur ansatzweise einen Bezug zu einer 
anderen Alternativenprüfung darstellt, ist noch zahlreicher, siehe stellvertretend: Kment, 
DVBl 2008, 364 (364). Ebenso sind Vergleiche der kompletten Verfahrensschritte, beispiels­
weise der Umweltverträglichkeitsprüfung, der Strategischen Umweltprüfung und der FFH-
Verträglichkeitsprüfung vorhanden, die jedoch keinen (besonderen) Fokus auf die Alterna­
tivenprüfung legen, siehe stellvertretend: Schlacke, Nachhaltigkeit durch Umweltprüfungen, 
in: Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit durch Organisation und Verfahren, 2016, S.  335. Zur Strate­
gischen Umweltprüfung und der FFH-Verträglichkeitsprüfung: Verwiebe, Umweltprüfun­
gen auf Plan- und Programmebene, 2008. Ebenso gibt es Literatur mit Fokus auf das Bau- 
beziehungsweise Planungsrecht, welches im Rahmen dieser Darstellung nicht näher unter­
sucht wird: Schlarmann, Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, 1991; Spannowsky, 
UPR 2005, 401. Konkret zum Netzausbaurecht, das nicht Gegenstand dieser Betrachtung ist: 
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der Referenzgebiete dieser Untersuchung stellt jedoch hinsichtlich ihrer Vari­
anz eine Neuheit dar.

In einem ersten Schritt werden die zu untersuchenden Alternativenprüfun­
gen dargestellt (§  3), daraufhin werden Klassifizierungen anhand verschiedener 
Kriterien vorgenommen.17 Zunächst wird der jeweilige unions- und verfas­
sungsrechtliche Rechtsrahmen für die Ausgestaltung der Normierungen aber 
auch in Hinblick auf mögliche Anforderungen an die Durchführung darge­
stellt, wobei der Rechtsrahmen sich nach den Akteuren der Alternativenprü­
fung richtet (§  4). Anschließend wird die Frage nach dem verfahrensrechtlichen 
oder materiell-rechtlichen Charakter sowie die Auswirkung dieser Einordnung 
auf die Durchführung diskutiert (§  5). In einem weiteren Schritt werden die 
Alternativenprüfungen nach ihrer Funktion – Information oder Vermeidung – 
klassifiziert (§  6). Eine erste Hinwendung zu Fragen der Rechtsentwicklung 
stellt das Kapitel zur Erforderlichkeit der Prüfung dar (§  7), auf welches Über­
legungen zur Diskussion um Beschleunigung (§  8) folgen. Die Ausführungen 
werden mit Überlegungen zur Rechtsentwicklung abgerundet (§  9).

§  2 Begriffsbestimmungen: Die Alternativenprüfung 
im unionsrechtlich durchdrungenen primären Umweltrecht

Eine Alternativenprüfung ist ein Verfahrensschritt, der die Gegenüberstellung 
verschiedener Möglichkeiten zur Erreichung eines Zweckes oder Zieles zum 
Gegenstand hat. Im Umweltrecht dient sie darüber hinaus der gesicherten Ein­
bringung von Informationen über Umweltbelastungen oder über das Potential 
von Umweltschonungen in ein Verfahren und erleichtert dadurch die Bewer­
tung.

Im allgemeinen Sprachgebrauch kann bei der Definition von „Alternative“ 
entweder von der Wahl zwischen zwei Möglichkeiten oder von der Wahl zwi­
schen mehreren Optionen ausgegangen werden,18 die Begrifflichkeiten „Alter­
native“ und „Variante“ werden dabei häufig synonym verwendet. Die Praxis 

Kistner, Alternativenprüfung im Netzausbaurecht, 2018; Calliess/Dross, ZUR 2013, 76. Mit 
Fokus auf Suffizienzaspekte im Planungsrecht: Jürschik, Suffizienz und Recht, 2024, S.  238–
267.

17  Nicht näher eingegangen wird auf die Öffentlichkeitsbeteiligung, gleichwohl diese 
neben weiteren Vorteilen im Zusammenhang mit Akzeptanzsteigerungen von Interesse ist, 
allerdings auf die Alternativenprüfung nur mittelbar Einfluss nimmt. Siehe zur Akzeptanz­
steigerung durch Beteiligung: Lorenz, Akzeptanzmodelle, 2022, S.  64–68; Ewen/Knapstein, 
UVP-report 2021, 78 (78); Rölle/Paleit, ZfU 2023, 332. Erwägungsgrund 16 UVP-Richtlinie 
2011 betont beispielsweise ebenfalls die Vorteile einer Öffentlichkeitsbeteiligung in Hinblick 
auf die Unterstützung der Entscheidungen durch die Öffentlichkeit.

18  Dudenredaktion (Hrsg.), Duden, 2023, S.  136. Zum lateinischen Ursprung des Wortes: 
Winter, Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, 1997, S.  4.
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verwendet im Kontext der Umweltverträglichkeitsprüfung und Strategischen 
Umweltprüfung die Begriffe jedoch leicht unterschiedlich: eine Variante be­
zeichnet Möglichkeiten, die sich nur graduell unterscheiden, während Alterna­
tiven größere Unterschiede implizieren.19 Hinsichtlich einer Grobplanung wird 
also von Alternativen gesprochen, bei der Feinplanung von Varianten.20 Früher 
grenzte man die Begriffe auch derart ab, dass man der Alternative nur die Wahl 
zwischen zwei Möglichkeiten, der Variante hingegen die Wahl zwischen mehr 
als zwei Möglichkeiten zuordnete.21 In dieser Arbeit wird weitgehend einheit­
lich von Alternativen gesprochen.

Alternativen sind im Kontext des Umweltrechts auf die Mittel und nicht auf 
den Zweck respektive das Ziel bezogen.22 In Hinblick auf das Bezugsobjekt kann 
zwischen Alternativen mit Bezug zu Anlagen und Alternativen mit Bezug zu 
Produkten unterschieden werden.23 Aber auch hinsichtlich des Aspektes, für den 
eine Alternative gesucht wird, kann klassifiziert werden. Obwohl die Begriff­
lichkeiten im Detail variieren, sind im Wesentlichen vier zu untersuchende Al­
ternativenarten24 denkbar: die Verfahrens-, die Standort- und die Konzeptalter­
native sowie die Nullvariante. Verfahrensalternativen betreffen die technischen 
Ausgestaltungen.25 Standortalternativen beziehen sich, wie die Bezeichnung be­
reits andeutet, auf die räumliche Ebene.26 Konzeptalternative meint die Abwä­
gung verschiedener Optionen (Konzepte), um ein bestimmtes Ziel zu erreichen.27 

19  Umweltbundesamt (Hrsg.), Die Alternativenprüfung in der Strategischen Umweltprü­
fung und der Umweltverträglichkeitsprüfung, 2020, S.  16.

20  Umweltbundesamt (Hrsg.), Die Alternativenprüfung in der Strategischen Umweltprü­
fung und der Umweltverträglichkeitsprüfung, 2020, S.  16.

21  Winter, Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, 1997, S.  4 f.
22  Hösch, UPR 2014, 401 (401). In diese Richtung auch: Umweltbundesamt (Hrsg.), Die 

Alternativenprüfung in der Strategischen Umweltprüfung und der Umweltverträglichkeits­
prüfung, 2020, S.  16; Winter, Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, 1997, 
S.  5; Balla/Borkenhagen/Günnewig, ZUR 2019, 323 (330).

23  Winter, Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, 1997, S.  52 f.
24  Zum Begriff der Alternative siehe ausführlich, aber bezogen auf Umweltverträglich­

keitsprüfung und Strategische Umweltprüfung: Umweltbundesamt (Hrsg.), Die Alternati­
venprüfung in der Strategischen Umweltprüfung und der Umweltverträglichkeitsprüfung, 
2020, S.  55–63.

25  Peters/Balla/Hesselbarth, UVPG, 2019, §  40 Rn.  7; Heidmann, Die Alternativenprü­
fung bei Planungsentscheidungen, 2012, S.  4; E.  Hofmann, Abwägung im Recht, 2007, S.  197; 
Winter, Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, 1997, S.  52; Groß, NVwZ 
2001, 513 (514).

26  Peters/Balla/Hesselbarth, UVPG, 2019, §  40 Rn.  7; Heidmann, Die Alternativenprü­
fung bei Planungsentscheidungen, 2012, S.  4; E.  Hofmann, Abwägung im Recht, 2007, S.  197; 
Groß, NVwZ 2001, 513 (514).

27  Kment, in: Beckmann/Kment (Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, §  40 UVPG Rn.  31; 
Peters/Balla/Hesselbarth, UVPG, 2019, §  40 Rn.  7; Heidmann, Die Alternativenprüfung bei 
Planungsentscheidungen, 2012, S.  4; E.  Hofmann, Abwägung im Recht, 2007, S.  197; Winter, 
Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, 1997, S.  52; Groß, NVwZ 2001, 
513 (514); Kment, DVBl 2008, 364 (367).
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Die Nullvariante richtet den Blick auf die Nichtdurchführung und die daraus 
resultierende Schonung der Umwelt.28

Eine einheitliche Definition der genauen Grenzen der Alternativenprüfung 
verbietet sich aufgrund der Vielfalt der Regelungen und bereichsabhängigen Be­
sonderheiten. Ausführungen zur konkreten Durchführung und Reichweite er­
folgen an den einschlägigen Stellen.29 

I. Alternativenprüfungen im primären Umweltrecht

Alternativenprüfungen kennt das nationale Recht nicht erst seit der Einführung 
europäisch geprägter Umweltprüfungen.30 Anerkannt war bei Einführung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung bereits die aus dem Abwägungsgebot abgelei­
tete Alternativenprüfung.31 Die Alternativenprüfung weist zudem enge Bezüge 
zur Erforderlichkeitsprüfung in der Verhältnismäßigkeitsprüfung auf; bei Ent­
scheidungsfindungen, die dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unterworfen 
sind, ist faktisch eine Alternativenprüfung durchzuführen.32 Die Erforderlich­

28  Kment, in: Beckmann/Kment (Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, §  40 UVPG Rn.  32; 
Schink, in: ders./Reidt/Mitschang (Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, §  40 UVPG Rn.  23; Heid-
mann, Die Alternativenprüfung bei Planungsentscheidungen, 2012, S.  6; Umweltbundesamt 
(Hrsg.), Die Alternativenprüfung in der Strategischen Umweltprüfung und der Umweltver­
träglichkeitsprüfung, 2020, S.  60; Ziekow, in: ders. (Hrsg.), Handbuch des Fachplanungs­
rechts, 2024, §  6 Rn.  49; Kment, DVBl 2008, 364 (368); Sangenstedt, ZUR 2014, 526 (532); 
Schink, NuR 2005, 143 (146). Differenzierend hinsichtlich der Begrifflichkeiten: Balla, NuR 
2006, 485 (487); Wulfhorst, NVwZ 2011, 1099 (1102 f.).

29  Siehe für eine Beschreibung der für diese Untersuchung gewählten Alternativenprü­
fung: §  3.

30  Siehe zur Umsetzung europäischer Sekundärrechtsakte mit Umweltprüfungen: §  3. Zu 
der Diskussion über eine Umweltverträglichkeitsprüfung in den 1960ern und 1970ern in 
Deutschland nur: W.  Erbguth, ZUR 2014, 515 (515); Winter, UVP-report 2017, 89 (90). Dahin­
gehend, dass der „Freundeskreis [der Umweltverträglichkeitsprüfung] hierzulande über­
schaubar geblieben“ ist: Balla/Sangenstedt, ZUR 2023, 387 (387).

31  Das planerische Abwägungsgebot fordert eine Prüfung von Alternativen. Dazu: 
BVerwG, Urt. v. 22.03.1974 – IV C 42.73 – NJW 1974, 1961 (1964); Urt. v. 30.05.1984 – 4 C 
58.81 – BVerwGE 69, 256 (273), Urt. v. 22.03.1985 – 4 C 15.83 – BVerwGE 71, 166 (171 f.); 
Beschluss v. 20.12.1988 – 7 NB 2.88 – BVerwGE 81, 128 (136 f.); Beschluss v. 02.11.1992 – 4 B 
205.92 – NVwZ 1993, 887 (888); Beschluss v. 24.04.2009 – 9 B 10.09 – NVwZ 2009, 986 (986); 
Urt. v. 09.06.2010 – 9 A 20.08 – NVwZ 2011, 177 Rn.  139; Urt. v. 29.06.2017 – 3 A 1.16 – ZUR 
2018, 107 Rn.  128 f.; Heidmann, Die Alternativenprüfung bei Planungsentscheidungen, 2012, 
S.  41; E.  Hofmann, Abwägung im Recht, 2007, S.  175–179; Lorenz, Akzeptanzmodelle, 2022, 
S.  164; Schlarmann, Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, 1991, S.  57; Ziekow, in: ders. 
(Hrsg.), Handbuch des Fachplanungsrechts, 2024, §  6 Rn.  41 f.; Balla/Borkenhagen/Günne-
wig, ZUR 2019, 323 (330); Kment, DVBl 2008, 364 (365); Spannowsky, UPR 2005, 401 (401); 
Wulfhorst, NVwZ 2011, 1099 (1100). Für eine Übersicht zu Abwägung in der Planung: Kment, 
ZUR 2016, 331 (332–335).

32  E.  Hofmann, Abwägung im Recht, 2007, S.  174, 196; Winter, Alternativen in der admi­
nistrativen Entscheidungsbildung, 1997, S.  27, 43. Die Alternativenprüfung als wichtigstes 
Mittel der von ihm entwickelten ökologischen Verhältnismäßigkeit bezeichnend: Winter, 
ZUR 2013, 387 (389). Ebenfalls die Alternativenprüfung in Bezug zu der von Winter entwi­
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keit fragt nach einem gleich geeigneten, milderen Mittel; die Alternativenprü­
fung sucht nach anderen Verwirklichungsmöglichkeiten für ein bestimmtes 
Ziel. Gleichwohl ist die Alternativenprüfung auch als eigener Verfahrensschritt 
verfestigt worden. 

Aus der Natur der Alternativenprüfung folgt, dass die Untersuchung keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit im Sinne der Untersuchung aller Alternativen­
prüfungen des Umweltrechts erheben kann. Vielmehr soll eine Auswahl ver­
schiedener Alternativenprüfungen in einigen Teilgebieten des Umweltrechts 
dazu dienen, gemeinsame Grundideen herauszuarbeiten.33 Die vorliegende Be­
trachtung widmet sich den verfestigten Alternativenprüfungen des engeren 
Umweltrechts.

Das Umwelt(verwaltungs)recht kann eng oder weit definiert werden.34 Als 
Abgrenzungskriterium kann der Regelungszweck herangezogen werden.35 
Diejenigen Regelungen, die ausdrücklich einem umweltschützenden Zweck ge­
widmet sind, bilden den Kernbereich des Umweltrechts.36 Für die vorliegende 
Betrachtung wurden Alternativenprüfungen aus verschiedenen Teilrechtsgebie­
ten ausgewählt. Ein besonderer Wert wurde dabei auf Zusammenhänge der Ver­
fahren gelegt.37 Referenzgebiete der folgenden Untersuchungen sind das Recht 
der Umweltverträglichkeitsprüfung,38 der Strategischen Umweltprüfung, der 
FFH-Verträglichkeitsprüfung sowie das Arten- und Naturschutzrecht, das 
Pflanzenschutzmittel- und Chemikalienrecht, das Wasserrecht und das Immis­
sionsschutzrecht. Die im Wege der Arbeit entwickelten Kriterien und Erkennt­

ckelten ökologischen Verhältnismäßigkeit aber auch Grundrechten sowie Art.  20a GG stel­
lend: Köck, ZUR 2023, 643 (646 f.). Für das Naturschutzrecht Bezüge der Alternativenprü­
fung zum Vermeidungsgebot herstellend: Meßerschmidt/Schumacher, Bundesnaturschutz­
recht, Band 2/I, 174.  EL, §  45 Rn.  76. Allgemein zu dem Verhältnis Verwaltungsrecht und 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz: Schnapp, Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und Verwaltungs­
verfahrensrecht, in: Achterberg/Krawietz/Wyduckel (Hrsg.), Recht und Staat im sozialen 
Wandel, 1983, S.  899.

33  Rechtlich angeordnete Alternativenprüfungen, als eine „Erscheinung […], die gemein­
same Züge aufweist und sich in den einzelnen Gebieten nur mehr oder weniger unterschied­
lich ausprägt“ einordnend: Winter, Alternativen in der administrativen Entscheidungsbil­
dung, 1997, S.  7. Zu der Problematik der Auswahl von Referenzgebieten: Schröder, Genehmi­
gungsverwaltungsrecht, 2016, S.  21 f.

34  Ramsauer, in: H.-J.  Koch/E.  Hofmann/Reese (Hrsg.), Handbuch Umweltrecht, 2024, 
§  3 Rn.  9; Schlacke, Umweltrecht, 2023, §  2 Rn.  4. Siehe zu den Begriffen Umwelt und Umwelt­
schutz: §  6 II. 1. a).

35  Schlacke, Umweltrecht, 2023, §  2 Rn.  1, 4. Zu weiteren Kriterien: Kloepfer, Umweltrecht, 
2016, §  1 Rn.  97. Zur Systematisierung: Ramsauer, in: H.-J.  Koch/E.  Hofmann/Reese (Hrsg.), 
Handbuch Umweltrecht, 2024, §  3 Rn.  9–12.

36  Schlacke, Umweltrecht, 2023, §  2 Rn.  1; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 
2003, §  1 Rn.  13.

37  Beispielsweise die Bezüge der Bereiche Chemikalien-, Wasser- und Immissionsschutz­
recht darstellend: Löffler, Integrierter Schutz vor gefährlichen Stoffen, 2020, S.  42 f., 85.

38  Bezüge zum Baurecht und die Sonderregelungen des BauGB wie §  2a BauGB werden 
aufgrund der Begrenzung auf das primäre Umweltrecht nicht hergestellt.
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nisse lassen sich aber auch auf weitere Alternativenprüfungen des Umweltrechts 
übertragen.

II. Alternativenprüfungen im europäischen Umweltrecht und 
im Bundesumweltrecht

Das öffentliche Umweltrecht setzt sich zusammen aus dem Völkerrecht, dem 
Europarecht und dem Verfassungsrecht sowie dem Umweltverwaltungsrecht.39 
Das in dieser Untersuchung zu betrachtende Umweltrecht ist besonderes oder 
fachspezifisches Verwaltungsrecht.40 Im Folgenden werden die nationalen Vor­
aussetzungen im Vordergrund stehen, allerdings werden auch die unionsrecht­
lichen Hintergründe dargestellt und bei Bedarf genauer ausgeführt.

Die Ausführungen bleiben auf nationaler Ebene auf das Bundesrecht be­
schränkt. Es gäbe zwar zahlreiche Alternativenprüfungen im Landesrecht, bei­
spielweise für Mecklenburg-Vorpommern den mit „Alternativenprüfung“ über­
schriebenen §  3 der Verordnung zur Abwendung von Beeinträchtigungen durch 
Biber. Dieser stellt, in Verbindung mit §  2 der Verordnung, eine Konkretisie­
rung zu §  44 Abs.  1 Nr.  2, 3 BNatSchG in Bezug auf Biber dar. Exemplarisch 
darf auch §  3 Abs.  1 der Verordnung über die Zulassung von Ausnahmen von 
den Schutzvorschriften für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten in 
Bayern benannt werden; diese Regelung ermöglicht das Fangen, Vergrämen oder 
Töten von Fischottern unter bestimmten Bedingungen, wenn keine zumut­
baren Alternativen vorliegen.41 Die Aufnahme all dieser Regeln zur Konkreti­
sierung oder Ergänzung des Bundesrechts würde den Rahmen der Darstellung 
jedoch sprengen.

39  Kahl/Gärditz, Umweltrecht, 2025, §  1, §  2, §  3, §  4; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Um­
weltrecht, 2003, §  1 Rn.  28; Schlacke, Umweltrecht, 2023, §  2 Rn.  20

40  Schlacke, Umweltrecht, 2023, §  2 Rn.  21. Zum Nebeneinander des Umwelt(verwaltungs)
rechts als besonderes Verwaltungsrecht und des allgemeinen Verwaltungsrechts, Kloepfer/
Durner, Umweltschutzrecht, 2020, §  1 Rn.  22. Zum Begriff des besonderen Verwaltungs­
rechts: Kahl, in: ders./Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des Verwaltungsrechts, Band I, 2021, §  12 
Rn.  2.

41  Zu der Unvereinbarkeit von §  3 Abs.  4 S.  3 der Verordnung über die Zulassung von Aus­
nahmen von den Schutzvorschriften für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten mit 
§  45 Abs.  7 BNatSchG: VGH München, Beschluss v. 30.11.2023 – 14 NE 23.1503 und 14 NE 
23.1658 – ZUR 2024, 108 und Urt. v. 30.04.2024 – 14 N 23.1502, 14 N 23.1657 – BeckRS 2024, 
8829.



Zweiter Teil

Darstellung der Alternativenprüfungen

§  3 Darstellung der ausgewählten Alternativenprüfungen

Die folgenden Darstellungen dienen als Grundlage der in dieser Arbeit vor­
genommenen Einordnungen und Klassifizierungen und liegen den inhaltlichen 
Auseinandersetzungen zugrunde. Zugleich sollen sie einen Überblick über die 
jeweiligen Anforderungen an die Alternativenprüfungen de lege lata liefern.

Untersucht werden die Umweltverträglichkeitsprüfung, die Strategische Um­
weltprüfung, die FFH-Verträglichkeitsprüfung sowie das Arten- und Natur­
schutzrecht, das Pflanzenschutzmittel- und Chemikalienrecht, das Wasserrecht 
und das Immissionsschutzrecht. In all diesen Verfahren lassen sich Alternativen­
prüfungen identifizieren, die Ausführungen sind weitgehend auf diesen Verfah­
rensschritt limitiert.

I. Umweltverträglichkeitsprüfung

Mit der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 1985 die erste europarechtliche 
beziehungsweise deutsche Umweltprüfung eingeführt.1 Die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung beruht heute auf der 2014 geänderten UVP-Richtlinie 2011/92/
EU.2 Die Mitgliedstaaten haben nach Art.  2 Abs.  1 S.  1 UVP-Richtlinie die er­

1  Kment, Die Neujustierung des Nachhaltigkeitsprinzips im Verwaltungsrecht, 2019, 
S.  30.

2  Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 13.12.2011 über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, Abl. L 
26/1; geändert durch Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 
16.04.2014 zur Änderung der Richtlinie 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (Abl. L 124 v. 25.04.2014, S.  1). Die 
ursprüngliche Richtlinie 85/337/EWG wurde mehrfach geändert – Richtlinie 97/11/EG des 
Rates v. 03.03.1997 zur Änderung der RL 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (Abl. L 73 v. 14.03.1997, S.  5), Richt­
linie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 26.05.2003 über die Beteili­
gung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Pro­
gramme und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug 
auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten (Abl. L 156 v. 25.06.2003, 
S.  17) und Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 23.04.2009 
über die geologische Speicherung von Kohlendioxid und zur Änderung der Richtlinie 85/337/
EWG des Rates sowie der Richtlinien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG 
und 2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
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forderlichen Maßnahmen zu treffen, damit vor Erteilung der Genehmigung die 
Projekte, bei denen unter anderem aufgrund ihrer Art, ihrer Größe oder ihres 
Standortes mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist, einer 
Genehmigungspflicht unterworfen und einer Prüfung in Bezug auf ihre Aus­
wirkungen auf die Umwelt unterzogen werden. Art.  4 Abs.  1 UVP-Richtlinie 
stellt klar, dass Projekte des Anhangs I vorbehaltlich des Art.  2 Abs.  4 UVP-
Richtlinie gemäß der Art.  5–10 UVP-Richtlinie geprüft werden müssen.

1. Allgemeines

In Deutschland wurde die Richtlinie erst 1989 – mit eineinhalb Jahren Verspä­
tung  – und dann nur schrittweise umgesetzt.3 Die Normierung erfolgte zu­
nächst im Raumordnungsgesetz, im Bundesberggesetz, im Artikel-Gesetz zur 
Umsetzung der Richtlinie – UVPG, in Art.  1 der 9. BImSchV und in der At­
VfV.4 Ab 1995 folgte dann eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausfüh­
rung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung und schließlich 
2001 eine größere Novelle des UVPG sowie 2017 ein Gesetz zur Modernisie­
rung und eine Neufassung aus dem Jahre 2021.5 Die Vorschriften ähneln sich 
teils stark, so entsprechen sich diejenigen im UVPG, im Bergrecht, in der AtVfV 
und der 9. BImSchV.6 In jüngster Vergangenheit hat eine Rücknahme der Prüf­
verpflichtung durch die EU-NotfallVO und die korrespondierende Ausgestal­
tung durch Deutschland stattgefunden. Die EU-NotfallVO war in ihrer Gel­
tung zeitlich begrenzt.7 Durch sie wurde in bestimmten Bereichen ein Verzicht 
auf die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ermög­
licht.8 Der Umweltschutz wurde zugunsten der Beschleunigung des Ausbaus 

Nr.  1013/2006 (Abl. L 140 v. 05.06.2009, S.  114)  – und schließlich neu gefasst, Winkler, in: 
Beckmann/Kment (Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, Einleitung Rn.  10 f.; Peters/Balla/Hessel-
barth, UVPG, 2019, Einleitung Rn.  3.

3  Winkler, in: Beckmann/Kment (Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, Einleitung Rn.  49; Soell/
Dirnberger, NVwZ 1990, 705 (705).

4  Peters/Balla/Hesselbarth, UVPG, 2019, Einleitung Rn.  5 f.; Schink, in: ders./Reidt/Mit­
schang (Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, Einleitung Rn.  3; Sinner, in: ders./Gassner/Hartlik/
Albrecht, UVP – SUP, 2022, UVP – 1.  Teil, S.  3, 15.

5  Winkler, in: Beckmann/Kment (Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, Einleitung Rn.  51; 
Peters/Balla/Hesselbarth, UVPG, 2019, Einleitung Rn.  5 f.; Schink, in: ders./Reidt/Mitschang 
(Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2023, Einleitung Rn.  3; Sinner, in: ders./Gassner/Hartlik/Albrecht, 
UVP – SUP, 2022, UVP – 1.  Teil, S.  23.

6  E.  Hofmann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Band I, 107.  EL, §  16 UVPG Rn.  9; 
Balla/Peters, NuR 2015, 297 (298).

7  Kment/Maier, ZUR 2023, 323 (324); Ruge, NVwZ 2023, 870 (872). Siehe zur Verlänge­
rung: Thierjung, DVBl 2024, 529 (531).

8  Siehe dazu: Christiansen/Michaelis, EurUP 2023, 107 (112); Kment/Maier, ZUR 2023, 
323 (325 f.); Ruge, NVwZ 2023, 870 (873). Zur Umsetzung in deutsches Recht: Kment/Maier, 
ZUR 2023, 323 (327 f.); Ruge, NVwZ 2023, 870 (871); ders., NVwZ 2023, 1033; Scheidler, NuR 
2023, 453 (454 f.).
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